
Suhrkamp Verlag
Leseprobe

Müller, Jan-Werner
Freiheit, Gleichheit, Ungewissheit

Wie schafft man Demokratie?
Aus dem Englischen von Michael Bischoff

© Suhrkamp Verlag
978-3-518-42995-2



SV





Jan-Werner Müller

Freiheit, Gleichheit, Ungewissheit

Wie schafft man Demokratie?

Aus dem Englischen
von Michael Bischoff

Suhrkamp



Die Originalausgabe erscheint  unter dem Titel Democracy Rules
bei Farrar, Straus and Giroux.

Bibliografische Informationen der Deutschen Nationalbibliothek
Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deut-
schen Nationalbibliographie; detaillierte bibliographische Daten sind im In-
ternet über http://dnb.d-nb.de abrufbar.

Erste Auflage 
© Suhrkamp Verlag Berlin 
Alle Rechte vorbehalten, insbesondere das des öffentlichen Vortrags sowie der
Übertragung durch Rundfunk und Fernsehen, auch einzelner Teile.
Kein Teil des Werkes darf in irgendeiner Form (durch Fotografie, Mikrofilm
oder andere Verfahren) ohne schriftliche Genehmigung des Verlages reprodu-
ziert oder unter Verwendung elektronischer Systeme verarbeitet, vervielfältigt
oder verbreitet werden.
Satz: Satz-Offizin Hümmer GmbH,Waldbüttelbrunn
Druck: GGP Media GmbH, Pößneck
Printed in Germany
ISBN ----



Inhalt

Vorwort 

. Vorgetäuschte Demokratie: Jeder hat seine Gründe 

. Vertretbare Demokratie: Freiheit, Gleichheit,
Ungewissheit 

. Kritische Infrastruktur: Was Parteien und Medien für
Demokratie leisten müssen 

. Demokratisches Handeln: Vermittlung, Ausschluss,
Rechtsbruch (mit Ansage!) 

Coda. Fünf Gründe für Hoffnung (nicht Optimismus) 

Dank 

Anmerkungen 

Personenregister 





Vorwort

Demokratie? Es wäre eine Illusion, wenn wir annähmen, wir hätten
sie bereits, um dann entweder mit ihr zufrieden zu sein oder sie als
mangelhaft zu kritisieren. Sie ist jenes Spiel der Möglichkeiten, das
in noch naher Vergangenheit entstand und das wir in seiner Gänze
erst noch zu entdecken haben.

Claude Lefort

Es ist einGemeinplatz geworden:DieDemokratie steckt in der Kri-
se. Was genau eine Krise ausmacht, darüber wird gestritten; die
Sorge ist berechtigt, dass es sich bei Krisendiagnosen um das han-
delt, was Saul Bellow einmal als crisis chatter, als Krisengeschwätz,
abqualifizierte. Doch so oder so wäre es wichtig, erst einmal eine
noch grundsätzlichere Frage zu stellen: Was macht Demokratie
eigentlich aus?

Die Gründe für das verbreitete Krisengefühl scheinen auf der
Hand zu liegen: Zum erstenMal in diesem Jahrhundert finden sich
unter den Ländernmit über einerMillion EinwohnernmehrNicht-
Demokratien als Demokratien. Und jenseits abstrakter Zahlen ar-
beitet da noch immer in vielen das doppelte Trauma von , der
Brexit und dieWahl eines Reality-TV-Stars zum Präsidenten der äl-
testen und mächtigsten Demokratie der Welt.

Beweist jedoch die Wahl eines offensichtlich ungeeigneten Kan-
didaten ins höchste Amt des Landes bereits, dass die Demokratie
sich in einer Krise befindet? Oder bestand der Beweis erst darin,





dass dieser Mann seine Anhänger in den allerletzten Tagen seiner
Amtszeit zum Sturm auf die Legislative aufhetzte? Oder zeigte die
amerikanische Demokratie da nicht gerade ihre Widerstands- und
grundsätzliche Fähigkeit, einen Schock für das System zu absorbie-
ren?

Nicht jeder Schock signalisiert schon eineKrise. In der ursprüng-
lichen altgriechischen Bedeutung bezeichnet krisis einen Augen-
blick, in dem Entscheidendes geschieht: Ein Patient stirbt oder
erholt sich, ein Angeklagter wird verurteilt oder freigesprochen (tat-
sächlich war »Urteil« die zweite Bedeutung des Ausdrucks in der
Antike).1 Wenn das zutrifft, war Trumps Wahlsieg  dann viel-
leicht ein Augenblick, in dem in Wirklichkeit die Wähler beurteilt
wurden – nämlich als ungeeignet für die Demokratie? Wie wir in-
zwischen wissen, kann es durchaus zu einer Frage von Leben oder
Tod werden, wenn ein Präsident unwahre Behauptungen twittert
oder auf Pressekonferenzen herausposaunt – nämlich falls Teile des
Publikums ihn während einer Pandemie beimWort nehmen. Aber
untergräbt es die Demokratie schon, wenn jemand Lügen über das
Desinfektionsmittel Lysol verbreitet, zusammen mit allerhand an-
derem Postfaktischen? Und ist es wirklich ein tödlicher Schlag
für die Demokratie, wenn ein Land entscheidet, eine supranationa-
le Organisation zu verlassen – und das nach einem Referendum,
das die älteste politische Partei der Welt, die Tories in Großbritan-
nien, initiiert hatte? Es gibt alle möglichen Ergebnisse demokrati-
scher politischer Prozesse, die man für verabscheuenswürdig oder
irrational halten mag. Doch was sind die Kriterien, mit denen sich
ein Augenblick, in dem es wirklich um Leben oder Tod geht, be-
stimmen ließe? Und gibt es eine Möglichkeit, dies so zu tun, dass
diese Kriterien nicht von vorneherein als einseitig parteipolitisch
motiviert erscheinen?

All diese Fragen lassen sich nicht beantworten, solange man
nicht geklärt hat, was Demokratie eigentlich sein und leisten soll.
Gewiss, wir glauben, wir erkennen sie mehr oder weniger deutlich,





wennwir eine vor uns sehen (gemäß der berühmten, von einemUS-
Richter stammendenDefinition von Pornografie: I know itwhen I
see it).Viele Politiker, die entschlossen sind, die Demokratie zu un-
terminieren, haben allerdings ein beträchtliches Geschick entwi-
ckelt, uns glauben zumachen, da sei etwas, obwohl es längst schon
verschwunden ist.Was ist wirklich entscheidend für die Demokra-
tie? Sind es primärWahlen oder verschiedene Grundrechte wie die
Meinungsfreiheit, oder geht es um etwas schwerer zu Fassendes
wie kollektive Einstellungen, zum Beispiel dass die Bürger bereit
sind, einander zivilisiert und mit Respekt zu begegnen?

Bei der Beantwortung dieser Fragen wird man nicht weit kom-
men, wenn man nicht zunächst auf Grundprinzipien zurückgeht –
eine Art back to basics. Wobei das Verständnis dieser Prinzipien
nicht vom Himmel gefallen, sondern bekanntlich in der Geschich-
te auch immer umkämpft gewesen ist. Dieses Buch will für dieses
back to basics eine Route anbieten. Es ist unvermeidlich, dass wir
rückwärts in die Zukunft gehen. Doch ein Gefühl dafür zu haben,
woher wir kommen und wie der Weg bisher beschaffen war, kann
uns helfen herauszufinden, ob wir von unseremWeg abgekommen
sind (was allerdings nicht heißt, dass es nur einen einzigen politisch
seligmachenden Weg gäbe).

Es wäre falsch, anzunehmen, jegliches Nachdenken über die De-
mokratie müsste sich heute als Antwort auf die neuen Autoritären
verstehen. Man kann aber auch nicht so tun, als wäre gar nichts
passiert. Deshalb wird das erste Kapitel dieses Buchs die Frage auf-
nehmen, die Hillary Clinton nach der Niederlage gegen Trump in
ihren Sofortmemoiren stellte: Was ist geschehen? Und warum ge-
schieht es noch immer, obwohl so viele selbsterklärte Verteidiger
der Demokratie Alarm geschlagen haben?

Es gibt zwei bequeme, aber letztlich verfehlte Reaktionen. Die
eine sieht die Schuld bei den Bürgerinnen und Bürgern selbst. Man
findet diese Position insbesondere bei Liberalen (im weitesten Sin-
ne), die individuellen Rechten den Vorrang geben, mit demKapita-





lismus mehr oder weniger zufrieden sind und Vielfalt schlechthin
als wertvoll empfinden – aber sich auch fast obsessiv darum sor-
gen, die Demokratie könne sich in eine Tyrannei der Mehrheit ver-
wandeln.Viele dieser Liberalen nehmen den oft zitierten »weltwei-
ten Aufstieg des Rechtspopulismus« zum Anlass, endlich einmal
wieder ungeniert in den Klischees aus der Massenpsychologie des
. Jahrhunderts zu schwelgen. Für sie ist immer schon klar, dass
die Massen alle erdenklichen Katastrophen über sich selbst ge-
bracht haben und einfacheMenschen (falsch informiert, und selbst
wenn einigermaßen informiert, vollkommen irrational) stets da-
nach lechzten, sich von Demagogen verführen zu lassen. Die offen-
kundige Lehre daraus lautet, die Macht wieder den beschönigend
so genannten »Gatekeepern« zu geben. Und das heißt im Klartext
vielfach: den traditionellen Eliten.2 Kritiker dieser Haltung sahen
bereits in der Personalauswahl sowie der Amtseinführungszeremo-
nie Joe Bidens etwas leicht Selbstzufriedenes nach dem Motto:
»Wir, die Erwachsenen (und Gatekeeper), übernehmen wieder.«

Konkreter lautet das Argument für liberale »Türsteher« an den
Institutionen: Lasst uns den Prozess der amerikanischen Vorwah-
len umgestalten, um die Entscheidungsmacht derer zu minimieren,
die in den USA oft seltsamerweise everyday citizens, »Alltagsbür-
ger«, genannt werden.3 Lasst uns Schluss machen mit Referenden
und anderen unverantwortlichen Übungen in direkter Demokra-
tie. Lasst uns einfach anerkennen, dass Politik ein Beruf (und nichts
für Amateure) ist.4 Man darf schließlich nicht vergessen, dass zwei
Drittel aller US-Amerikaner mindestens ein Jurymitglied der Fern-
sehshow American Idol namentlich benennen können, aber nur
 Prozent wissen, wie der Vorsitzende des Obersten Gerichtshofs
heißt.5 Laien mögen eine besonders kunstvolle Politikdarstellung
in einer TV-Debatte beklatschen, doch während und insbesondere
nach der Sendung sollte man sie auf die Zuschauerbänke verban-
nen.Wer so denkt – und dabei nicht gerade von der guten alten De-
mophobie befallen ist, also der Angst vor dem gemeinenVolk –, be-





gründet sein Misstrauen gegenüber den Massen meist gerne mit
zeitlosen Erkenntnissen aus der Sozialpsychologie: Die Menschen
neigten eben zu Tribalismus. Konflikte, Polarisierung, Feindselig-
keit zwischen Gruppen – das sei der Normalzustand aller Politik.
Und wir sollten psychologische Übungen wie »Achtsamkeit«, so
der Journalist Ezra Klein, ersinnen, damit gewöhnliche Menschen
sich in allem ein wenig mäßigen.6 Wer an den Massen verzweifelt,
verweist zudem gerne auf Umfragen, die angeblich zeigen, dass
die Menschen weltweit immer mehr dazu tendierten, »starke Füh-
rer« oder gar Herrschaft des Militärs zu unterstützen.

Manweiß gar nicht, woman anfangen soll, umdiesenwohlfeilen
Polit-Pessimismus zu kritisieren. Zunächst einmal sind die meisten
Umfragen nicht eindeutig, und noch praktisch nie wurde der Un-
tergang oder das Überleben einer Demokratie durch Volksbefra-
gungen korrekt vorhergesagt. Auch beweisen sie keineswegs ab-
schließend, dass dieMenschen tief enttäuscht von demokratischen
Idealen wären.7 Es hat schon seine Gründe, wenn die Initiatoren
von Staatsstreichen – ob in Thailand oder in Ägypten – die Demo-
kratie nicht offen ablehnen. Sie täuschen Demokratie vor wie Ge-
neral Sisi in Ägypten oder versprechen wie in Thailand eine rasche
Rückkehr zur Herrschaft des Volkes, sobald die Verhältnisse dies
zuließen (wobei sich bequemerweise stets Gründe finden, warum
diese Rückkehr gerade nichtmöglich sei).8 Es wäre falsch anzuneh-
men,wir erlebten derzeit eine unaufhaltsameWelle des autoritären
Populismus – oder gar einen »Tsunami«, wie es der englische Bre-
xiteerNigel Farage formulierte, der offenbarmeinte, das Bild einer
einfachen Welle werde seiner eigenen weltgeschichtlichen Rolle
nicht gerecht. Gewiss haben in vielen Ländern Parteien, die man
zu Recht als populistisch bezeichnen kann – und ich werde diesen
hochgradig umstrittenen Begriff in Kürze präzisieren –, ihre Wahl-
ergebnisse verbessert. Die Vorstellung, dass allenthalben Mehr-
heiten unausweichlich nach autoritären Führern riefen, verfehlt
jedoch die schlichte Tatsache, dass bis heute noch in keinem west-





lichen Land eine Partei oder ein Politiker rechtspopulistisch-autori-
tärer Ausprägung ohne dieHilfe etablierter konservativer Eliten an
dieMacht gelangt ist.9 Und dieWählerinnen undWähler dieser Eli-
ten haben nach eigenem Bekunden keineswegs die Absicht, die De-
mokratie abzuschaffen, wenn sie ihre Stimme konservativen Par-
teien oder solchen der rechten Mitte geben.

Wie schon ein kurzer Blick in dieGeschichte zeigt (und natürlich
sollte man nicht nur kurz in die Geschichte schauen), gibt es nur
wenige – und möglicherweise gar keine – Beispiele dafür, dass de-
mokratische Mehrheiten eindeutig mit der Demokratie Schluss
machen wollten. Faschistische Schläger marschierten auf Rom,
Mussolini jedoch geruhte per Schlafwagen aus Mailand anzurei-
sen, da liberale Eliten und nicht zuletzt der König beschlossen hat-
ten, der zukünftige Duce solle versuchen, das Chaos des Parlamen-
tarismus zu beseitigen. Zweifellos hatte seine Faschistische Partei
hochmotivierte Unterstützer, und dasselbe galt für dieNationalso-
zialisten in Deutschland. Doch auch dort fasste den entscheiden-
den Beschluss, Hitler an die Macht zu bringen, was man heute
wohl das konservative Establishment nennen würde. Wer meint,
Lehren aus der Geschichte ziehen zumüssen, die sich in einem Satz
zusammenfassen lassen, der halte fest: Offenbar entscheiden nicht
die irrationalen Massen, die Demokratie abzuschaffen, sondern
bestimmte Eliten.10

Natürlich scheint diese auf ihre Art etwas simple Feststellung ge-
nau jenen in dieHände zu spielen, die denMächtigen die Schuld an
den politischen Turbulenzen unserer Zeit geben. Zweifellos gibt es
viel zu kritisieren an der, wie man sagen könnte, »Sezession« der
privilegiertesten Kreise von bestimmten politischen Gemeinwesen.
Man wird der Komplexität unserer Zeit jedoch nicht gerecht,
wenn man – ob auf der Linken oder der Rechten – einfach behaup-
tet, alle Probleme hätten ihre Ursache im schlechten und korrupten
Charakter der Wohlhabenden undMächtigen. Um es noch einmal
schlicht zu sagen: DieMächtigen tun, was sie tun, weil sie dieMacht





dazu haben. Und die Macht geben ihnen letztlich die Institutionen
unserer Demokratien. Diese Institutionenmüsste man auf Schwach-
stellen abklopfen, statt immer nur einzelne Personen an den Pran-
ger zu stellen (selbst wenn das oft durchaus gerechtfertigt ist – und
durchaus amüsant sein kann: Man denke an den Milliardär, dem
im US-amerikanischen Fernsehen die Tränen kamen beim Gedan-
ken an das Schreckgespenst einer tatsächlich nur geringfügigen
Steuererhöhung). Mit anderen Worten, den Fokus auf Personen
zu legen führt in die Irre – ganz gleich ob man nun die Vielen her-
vorhebt, wie im Fall der saloppen liberalen Verachtung für die an-
geblich irrationalen und protoautoritärenMassen, oder dieWenigen
bei emotional wohltuenden, aber letztlich wohlfeilen Angriffen
auf selbstsüchtige Eliten.

Über Institutionen nachzudenken, heißt nicht, Politik auf Pro-
zesse und Verfahren zu reduzieren. Entscheidend ist die Prüfung
der Prinzipien, die die Regeln des demokratischen Spiels und des-
sen informelleNormen eigentlich erst beseelen und rechtfertigen.11

Eine der wichtigsten Erkenntnisse der Politikwissenschaft in den
vergangenen Jahren lautet, dass nichtkodifizierte Regeln mindes-
tens ebenso bedeutsam sein können wie Gesetze. Sie halten das de-
mokratische Spiel am Laufen (und vor allem erlegen sie den Spie-
lern Beschränkungen auf, die im Regelwerk gar nicht zu finden
sind).12 Weder Regeln noch Normen sind indessen aus sich heraus
eine gute Sache.Vor allem dann nicht, wenn sie dafür sorgen, dass
ein Spiel, das auf ausgesprochenen oder unausgesprochenen Unge-
rechtigkeiten basiert, immer munter weitergehen kann. Im . Jahr-
hundert hielten sich Kongressabgeordnete aus den Südstaaten der
USA zweifellos formvollendet an die Etikette-Regeln (und sogar an
das Gebot, in einer Reihe von Fragen Kompromisse zu schließen –

insgesamt eine Bonhomie, die als Schmiermittel für pragmatische
Politik diente). Doch das von ihnen verteidigte System der Rassen-
diskriminierung war grundsätzlich unvereinbar mit demokratischen
Prinzipien. Der US-amerikanische Rechtswissenschaftler Jedediah





Britton-Purdy schrieb einmal: »Normen sind wie die Statuen toter
Führer:Man kann unmöglichwissen, obman für oder gegen sie ist,
solange man nicht weiß, für welche Werte sie stehen.«13 Wir müs-
sen über Regeln und Normen hinausgehen und nach den Prinzi-
pien fragen, die ihnenHalt geben – oder wie Politikwissenschaftler
in einer längst vergangenen Zeit gesagt hätten: nach deren Geist.
Wenn mehr oder weniger autoritäre Führer einen Prozess (oder
ein Spiel) blockieren, reicht es nicht aus, die Befolgung der Regeln
zu fordern, um den Prozess wieder in Gang zu setzen. Schließlich
ist der demokratische Prozess nicht nur eine Art Staffellauf, bei
dem sich Eliten der linken und rechtenMitte immer schön geregelt
ablösen.14

Aber worum geht es dann? Eine konventionelle Antwort lautet,
Demokratie lasse sich nur durch die Berufung auf die Prinzipien
von Freiheit undGleichheit rechtfertigen. EineRegel wie »DieMehr-
heit entscheidet« ist nicht deshalb gut, weil sie zu den besten Ergeb-
nissen führte oder am effizientesten wäre. Sie ist richtig, weil sie
Ausdruck der Achtung vor der Gleichheit der Bürger ist, und des-
halb nimmt sie auch eine Verfahrensform an, bei der jede einzelne
Stimme gezählt wird (was im alten demokratischen Athen bei-
spielsweise nicht getan wurde – der ungefähre Eindruck einer Mehr-
heit reichte). Diese Regel steht somit im Gegensatz zur Akkla-
mation durch die Menge, da sie betont, dass es wirklich auf jeden
Einzelnen ankommt (und sie unterstellt bei jedemEinzelnen die Fä-
higkeit zu politischem Urteil).15

Demokratie erschöpft sich bekanntlich auch nicht im allgemei-
nen und gleichen Wahlrecht. Es gibt noch weitere, für die Demo-
kratie konstitutiveRechte: dieMeinungsfreiheit, dieVersammlungs-
freiheit und (nicht zuletzt) die Vereinigungsfreiheit.Vereinigungen
verstärken das individuelle Recht, sich politisch zu artikulieren
undAnsprüche zu stellen. Aber die politischenGrundfreiheiten un-
tergraben ihrerseits – das ist weniger offensichtlich – dieGleichheit,
dennwer über die größerenMittel oder die eloquenterenArgumen-





te verfügt, hat auch größeren Einfluss auf kollektive Entscheidun-
gen. Demokratie ist nicht einfach nur irenische Gleichheit, sie ist
Reibung zwischenMenschen, die ihre Freiheiten nutzen. Doch oh-
ne Vereinigungen – vor allem politische Parteien – gibt es wieder-
um keine Möglichkeit, Ungleichheit zu korrigieren.

Ob es einem gefällt oder nicht, demokratische Konflikte werden
immer noch vornehmlich von vermittelnden, »intermediären« In-
stitutionen strukturiert, vor allem von politischen Parteien und
professionellen Medien. Seit dem . Jahrhundert galten sie weit-
hin als unabdingbar für das Funktionieren der repräsentativen De-
mokratie. Es ist ein weiterer Gemeinplatz, dass beide sich heute in
einer tiefen Krise befänden – undmit »Krise« ist hier wirklich Krise
gemeint, denn vieleMedien und Parteien (vor allemVolksparteien)
sterben schlicht weg. Um diese konventionellen Krisendiagnosen
zu beurteilen, sollte man einen Schritt zurücktreten und fragen, auf
welcheWeise genau diese Institutionen eine kritische Infrastruktur
für die Demokratie bereitstellen (oder zumindest früher einmal be-
reitstellten): eine Möglichkeit für Bürger, andere zu erreichen und
von ihnen erreicht zu werden, in gewissem Sinne vergleichbar mit
dem US Postal Service, den Trump zu zerstören versuchte, weil er
glaubte, in einer freien Gesellschaft mit der für Briefwahl nötigen
Infrastruktur könne er nur verlieren (eine korrekte Einschätzung,
wie sich gezeigt hat).Wenn man die hinter solcher Infrastruktur
und ganz allgemein den demokratischen Institutionen stehenden
Prinzipien erkennt, hat man auch weniger Angst davor, Teile der
Infrastruktur bzw. Institutionen zu ersetzen. Die Rekonstruktion
derDemokratie nach einer Phase des autoritären Populismus sollte
nicht einfach eine vermeintliche Normalität wiederherstellen. »Kei-
ne Experimente!« war noch nie ein sonderlich demokratischer Slo-
gan.16

Es wäre allerdings naiver politischer Solutionismus zu glauben,
ein einzelnes Produkt der inzwischen globalen Demokratieerneue-
rungsindustrie – ob nun Internetwahlen, zufällig zusammengestell-





te Bürgerräte oder was auch immer – könnte mir nichts dir nichts
die Dinge in Ordnung bringen. Die Erneuerung der kritischen In-
frastruktur der Demokratie ist ein entscheidender Schritt. Doch
anders, als die Demophoben glauben mögen, muss eine solche Er-
neuerung keineswegs auf eineWiedereinsetzung traditioneller Gate-
keeper hinauslaufen.Wie ich im letzten Kapitel zeigen werde, kön-
nen und sollten Bürgerinnen und Bürger selbst bestimmen, wie die
vermittelnden Institutionen – vor allem Parteien undMedien – um-
gestaltet werden. Auf den ersten Blick eine basisdemokratische Il-
lusion, auf den zweiten, wie ich zu zeigen versuchen werde, ein
durchaus praktikables Vorhaben.

Vermittlungsinstanzen müssen einem nicht verhandelbaren Prin-
zip verpflichtet bleiben: Sie dürfen den Status der Bürger als freie
und gleiche Mitglieder des politischen Gemeinwesens nicht unter-
graben oder gar direkt verneinen. Wenn dieser Status nicht mehr
gilt, dann ist das Spiel vorbei – das Spiel, in dem alles Übrige, von
materiellen Interessen bis hin zu sexuellen Identitäten, zumGegen-
stand von auch ganz harten Konflikten gemacht werden kann, oh-
ne dass dadurch das die Bürger einende Band zerrissen würde. In
der politischen Auseinandersetzung darf man anderen Bürgern un-
freundlich kommen, ohne dass dies als Missachtung verstanden
wird – aber man darf nicht sagen: »Du bist an sich ein Bürger zwei-
ter Klasse.« Oder auch: »Du gehörst hier gar nicht hin« (wie Trump
es zum Beispiel tat, als er eine Gruppe progressiver nichtweißer
weiblicher Mitglieder des US-Kongresses aufforderte, dorthin »zu-
rückzugehen«, woher sie gekommen seien). Manche Staaten be-
strafen oder verbieten sogar Parteien, die versuchen, den demos de
facto zu verkleinern, oder die auf andereWeise systematisch gegen
Grundrechte verstoßen. Die Idee, Akteure ganz aus dem politischen
Spiel zu nehmen, reicht zurück bis in die antike griechische Demo-
kratie; man denke an den Ostrazismus. Es fragt sich allerdings, ob
solcheMaßnahmen demokratischen Selbstschutzes jemals gerecht-
fertigt sein können, bergen sie doch die Gefahr, ebenjene Demo-





kratie zu beschädigen, die sie eigentlich retten sollen. Ein Land, in
dem das Grundrecht der Vereinigungsfreiheit stark eingeschränkt
wird oder in dem Politiker mit unpopulären, aber nicht per se un-
demokratischen Meinungen vom demokratischen Spielfeld gestellt
werden, all das im Namen des Schutzes der Demokratie – solch
ein Land kann vielleicht gar nicht mehr den Anspruch erheben,
eine echte Demokratie zu sein. Auch hier ist es wichtig, eine grund-
sätzliche, das heißt auf Prinzipien beruhende Position zu entwi-
ckeln.

Wenn Regeln das demokratische Spiel sowohl ermöglichen als
auch einschränken, kann Regelbruch nur etwas Schlechtes sein.
Oder vielleicht doch nicht? Demokratische Politik erschöpft sich
niemals in der Befolgung von Regeln, und manchmal kann es gar
geboten sein, das Spielbrett umzustürzen. Es ist kein Zufall, dass
die alten Athener ihr Gemeinwesen gerade wegen seiner dezidier-
ten Innovationsfähigkeit priesen, während die Kritiker Athens
stets behaupteten, dort sei man kapriziös.17

Nicht alle Norm- und Regelverletzungen sind gleich demo-
kratiegefährdend. Man kann gegen Regeln verstoßen und dabei
dennoch den ihnen zugrunde liegenden Prinzipien treu bleiben.
Manchmal beteiligen sich Bürgerinnen und Bürger an Formen von
Ungehorsam, die der Demokratie dienen oder sie sogar vertiefen
sollen, um so den eigentlichen Sinn des Spiels zu erhalten. In den
Augen von Skeptikern ebnet solcher Ungehorsam den Weg zur
Anarchie – oder zu autoritärer Herrschaft, da noch keine Bürger-
schaft Anarchie lange ertragen hat (und Kritiker der Demokratie
warnen bekanntlich seit Platon, dass »zu viel Freiheit« in die Ty-
rannei führe). Anderseits fragen sich viele von denen, die entsetzt
sind über die Eskapaden heutiger Feinde der Demokratie, irgend-
wann einmal, warumwir denn nicht viel mehr auf die Straße gehen
und die Autoritären herausfordern. Gibt es eine Schwelle, jenseits
derer demokratischer Ungehorsam legitim wird, statt dass man
wie ein schlechter Verlierer einer Wahl aussähe (oder im schlimms-





ten Fall beim Kampf für die eigenen parteiischen Überzeugungen
einen Bürgerkrieg riskierte)?

Dieses Buch ist kein politisches Handbuch. Es beruht auf der viel-
leicht gewagten Annahme, dass wir immer noch Zeit haben – oder
uns die Zeit nehmen sollten –, über Grundprinzipien nachzuden-
ken. Diese Grundprinzipien diktieren keine hochspezifischen Insti-
tutionen oder detaillierten politischen Regeln. Demokratie lässt
sich nicht auf eine einzige Form reduzieren, und es gibt mehr als
eine Möglichkeit, sie zu leben (wie es auch mehr als eine Möglich-
keit gibt, sie vorzutäuschen).Wie der große französische politische
Philosoph Claude Lefort bemerkte, sind einige dieser Möglichkei-
ten uns bislang wahrscheinlich noch gar nicht in den Sinn gekom-
men (was allerdings zugleich bedeutet, dass auch den Gegnern der
Demokratiemöglicherweise einige Strategien zu derenUnterminie-
rung noch nicht in den Sinn gekommen sind). Eine weitere viel-
leicht gewagte Annahme lautet, dass die Demokratie immer noch
herrscht – und zwar in dem Sinne, dass viele Menschen in aller
Welt sie für erstrebenswert halten. Sie sehen in ihr weiterhin ein po-
litisches System, das zwar gewaltige Schwierigkeiten hat, aber im-
mer noch am ehesten geeignet ist, Unterdrückung zu vermeiden
und den Menschen die Chance auf ein anständiges Leben in Ge-
meinschaft zu geben.





. Vorgetäuschte Demokratie:
Jeder hat seine Gründe

»Du siehst, in derWelt gibt es eine schreckliche Sache, nämlich dass
jeder seine Gründe hat.«

Octave in Die Spielregel von Jean Renoir

Im letzten Monat […] habe ich mit dem Gefühl gelebt, einen gewal-
tigen und unendlichen Verlust erlitten zu haben. Anfangs wusste ich
nicht, wasmich quälte. Schließlichwurdemir klar:Was ich verloren
hatte, war ein Land.

Henry David Thoreau

Sie sehen nicht alle gleich aus. Zahlreiche Unterschiede springen
ins Auge. Aber stellte man sie so nebeneinander, ergäbe sich doch
ein politisches Familienportrait: Orbán, Erdoğan, Kaczyński, Mo-
di, Expräsident Trump ohne jeden Zweifel, Netanyahu vielleicht,
der brasilianische Präsident Jair Bolsonaro ganz sicher. Was er-
klärt den Erfolg dieser politischen Familie, was ist ihr Geschäfts-
modell?

Bei Beantwortung dieser Frage droht die Gefahr, ganz heteroge-
ne nationale Erfahrungen in einen Topf zu werfen. Die Gründe für
den Aufstieg des Rechtspopulismus sind in der Tat keineswegs
identisch. Radikale Rechtspopulisten haben allerdings ähnliche Stra-
tegien entwickelt, und vielleicht könnte man sogar von einer ge-
meinsamen autoritär-populistischen Regierungskunst sprechen –





daher die Familienähnlichkeiten zwischen zum Teil doch eigent-
lich sehr anders gearteten politischen Charakteren.

Die Ausbreitung dieser populistischen Kunst hat eine bestimm-
te, nach dem Kalten Krieg entstandene Illusion zunichtegemacht:
nicht dass die Geschichte zu Ende sei (hat daswirklich jemand ge-
glaubt?), sondern dass nurDemokratien aus ihren Fehlern und den
Erfahrungen anderer Demokratien lernen könnten. Autoritäre Re-
gime, so lautete die Annahme, könnten sich nicht an veränderte
Umstände anpassen und seien unfähig zur Innovation. Sie alle seien
dazu verdammt, wie die Sowjetunion  zu enden. Die neue Au-
toritäre Internationale – deren Mitglieder ständig neue Herr-
schaftstechniken erproben und verfeinern – macht diesem beque-
men liberaldemokratischen Selbstbild den Garaus. Denn die best
practices, die besten autoritären Praktiken (oder vielleicht sollte
man eher sagen: die schlimmsten?), lassen sich über Grenzen hin-
weg kopieren.

Vereinfacht gesagt basiert die autoritär-populistische Regierungs-
kunst auf Nationalismus (oft mit rassistischen Untertönen), auf
der Aneignung des Staates durch eine Partei (sodass Beamtenpos-
ten stets mit treuen Parteigängern besetzt werden) und – weniger
offensichtlich – auf der Nutzung der Wirtschaft als Waffe zur Si-
cherung politischer Macht: eine Mischung aus Kulturkampf, Pat-
ronage und dem, was Politikwissenschaftler Massenklientelismus
nennen.Wobei der Nationalismus oft mehr eine Art Simulierung
von Souveränität ist, eine Inszenierung der Macht des »Volkswil-
lens« in Form von vermeintlich starken Gesten vermeintlich starker
Männer. Großspurige Reden gegen die Globalisierung erweisen
sich als vollkommen vereinbar mit einer fortgesetzten Deregulie-
rung der grenzüberschreitenden Kapitalströme und anderen Maß-
nahmen, die dann vor allemEliten in anderen Ländern zugutekom-
men.

Diese Besonderheiten entgehen politischen Diagnosen, die den
heutigen Rechtspopulismus mit dem Faschismus gleichsetzen oder




